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VERANSTALTUNGSBE I TRAG  

 

Sicherheitspolitische Herausfor-
derungen auf dem westlichen 
Balkan und in Europa 

STUDIENPROGRAMM FÜR SICHERHEITSEXPERTEN AUS SERBIEN UND MONTE-

NEGRO

Vor dem Hintergrund der Ukrainekrise, 

Unruhen in Bosnien und dem Beitrittswil-

len Montenegros zur NATO hat die KAS 

vom 7.-10.April erstmalig eine Reise für 

ausgewählte Entscheidungsträger aus 

Belgrad und Podgorica nach Berlin durch-

geführt, um das Bewusstsein gemeinsa-

mer Herausforderungen in (Südost-

)Europa zu stärken.  

Der Balkan ist ein zentrales Element der 

Stabilität in Europa. Deshalb ist es von vor-

rangiger Bedeutung, dass alle Länder des 

westlichen Balkans in die EU streben. 

Gleichzeitig ist der Wunsch einiger Länder 

der Region wie Montenegro, der NATO bei-

zutreten, komplimentär, aber nicht als not-

wendige Bedingung zur EU-Annäherung zu 

sehen. Dies sind die Erkenntnisse der Ge-

spräche der Delegation mit hochrangigen 

Entscheidungsträgern aus dem deutschen 

Verteidigungs- und dem Außenministerium, 

aus dem Bundeskanzleramt und dem Bun-

destag. Die montenegrinischen Teilnehmer 

machten dabei deutlich, dass ihre Regierung 

sich des sicherheitspolitischen Umfelds in 

der unmittelbaren Nachbarschaft  und sei-

nen Herausforderungen bewusst ist und 

daraus den Schluß gezogen hat, diesen am 

effektivsten als NATO-Mitglied und in enger 

Abstimmung mit der ESVP zu begegnen. 

Gemeinsam mit dem serbischen Vertreter 

war sich die Delegation einig, dass die Art 

der Konfliktbearbeitung im westlichen Bal-

kan sich seit den Kriegen der Neunziger 

Jahre wesentlich zum Positiven geändert 

hat, auch wenn Mechanismen zur Adressie-

rung gemeinsamer Fragestellungen noch 

nicht ausreichend zur Verfügung stehen und 

Foren für ihre Erörterung zu selten genutzt 

werden.  

Der Schatten der Krimkrise 

In sämtlichen Gesprächen war der Bezug 

zur von der Krimkrise ausgehenden Gefähr-

dung der europäischen Sicherheit deutlich. 

Umso mehr musste die Haltung Serbiens als 

größtes Land auf dem westlichen Balkan 

hinsichtlich der russischen Politik hinterfragt 

werden: seit den im März abgehaltenen Par-

lamentswahlen hat sich das offizielle Bel-

grad trotz wiederholter Aufforderungen aus 

Brüssel und Washington nicht zu einer Ver-

urteilung der Krimannektion durchringen 

können, sondern hat mit seiner unkritischen 

Zurückhaltung bei einigen Staaten gar 

Zweifel über die europäische Ausrichtung 

seiner Außenpolitik geweckt. Der teilneh-

mende serbische Militäranalyst stimmte in 

seiner Einschätzung der Auffassung zu, dass 

Belgrads Ambivalenz zu einem immer 

schwierigeren Spagat in der serbischen Au-

ßenpolitik führe, führte aber an, dass de-

facto eine militärische Kooperation seines 

Landes – entgegen der öffentlichen Meinung 

– nicht mit Russland, sondern mit dem Wes-

ten stattfinde.  

Eine schnellere Integration des westli-

chen Balkans? 

Der SWP-Sicherheitsexperte Richter ordnete 

die Bedeutung die Krimkrise in die laufende 

Integration der Länder des westlichen Bal-

kans in EU und NATO ein und gab zu be-
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denken, dass hier eine Beschleunigung der 

Prozesse stattfinden könnte: wo keine kla-

ren politischen Verhältnisse bestünden, 

wachse die Gefahr von Instabilität. Deshalb 

unterstrichen die CDU-

Bundestagsabgeordneten Kiesewetter, Frei 

und Wadepfuhl den Willen Deutschlands, 

sich auch weiterhin im westlichen Balkan zu 

engagieren. (EU-, bzw. NATO-) Mitglied-

schaft bedeute aber auch Verantwortung, so 

die Abgeordneten. Die Partner in der Region 

müssen den Willen zeigen, nicht nur Refor-

men durchzuführen, sondern dann auch 

selbst Verantwortung zu übernehmen. Mon-

tenegro hat trotz beträchtlichen russischen 

Einfluss auf seine Wirtschaft (über 40% al-

ler Touristen kommen jährlich aus Russland 

und der Ukraine) das Vorgehen Moskaus 

öffentlich verurteilt. Und Serbien? Belgrads 

Delegation im Europarat stimmte zum Zeit-

punkt der Studienreise mehrheitlich gegen 

die Suspendierung der Stimmrechte Mos-

kaus.  Was das KAS-Studienprogramm 

selbst anging, hat die serbische Regierung 

es trotz wiederholter Aufforderungen und 

eines langen Vorlaufs nicht geschafft, einen 

Vertreter zur Teilnahme an der sonst sehr 

erfolgreichen und wegen der Offenheit der 

hochrangigen deutschen Entscheidungsträ-

ger sehr lohnenswerten Reise zu nominie-

ren. Wollte es auch hier eine klare Positio-

nierung zwischen Ost und West vermeiden?     

 


